 80er Jahre

Urteil des Bundesverfassungsgerichts, jedoch Enttäuschung aufgrund neuer Hochrüstungspolitik und Starheit  in SBZ NATO-Doppelbeschluß, Olympia-boykott  1980 und Reagans Politik der Stärke beenden Entspannungspolitik. Kohl/Genscher Kurskorrekturen (Wille zur Einheit aber..) 1985 Gorbatschow K.G reagieren pragmatisch  Besuch Honeckers in Bonn. Dieser Prestige-Erfolg hilft jedoch  nichts mehr angesichts ökon. und soz. Probleme. Zerfall Warschauer Pakt Reformen in Ungarn und Polen deshalb Ruf nach Reformen. Als DDR-Führung unterdrückt, Massenflucht über Ungarn möglich, Polen und Tschechei Flüchtlingsproblem nicht lösen können, Gorbatschow Reformen fordert ist SED Regime am Ende wird durch die Massenbewegung der friedlichen Revolution weggefegt. 7.Nov. DDR-Reg zurück 9. fällt Mauer. BReg reagiert mit 10.zur Überwindung der Teilung.DDR jedoch nicht mehr reformierbar, -> Reg.Koh Initiative  "Vertrag über die Schaffung einer Währungs-, Wirtschafts-, und Sozialunion" beendet die deutsche Teilung auf wichtigen Gebieten(1.Juli 90), parallel dazu geführten  Verhandlungen finden am 12.September ihren Abschluß als der "Vertrag über die abschließende Regelung in bezug auf Deutschland" unterzeichnet wird. Dieser 2+ 4 Vertrag besetigt letzte völkerrechtliche Hindernisse für den Einigungsvertrag der seit Juli verhandelt bereits am 3.Okt. wirksam wurde.Weizsäcker verkündet neue Präambel des Grundgesetzes " Die Deutschen haben in freier Selbstbestimmung die Einheit und Freiheit Deutschlands vollendet".

Adenauers Außenpolitik  Kalter Krieg – Deutschland zwischen den Blöcken

Annahme des Marshall-Plans war schon eine erste Orientierung nach Westen.

Die Integration in ein westliches Europa war mit dem europäischen Aufbauprogramm (ERP) gegeben. 

1949 Teilstaat BRD:

( Spielraum der Außenpolitik ist durch das Besatzungsstatut (Hohe Kommission) eingeschränkt.

Innerdeutsche Kontroverse (Deutsche Frage):

Adenauer CDU    Westintegration , Wiedervereinigung durch Politik der Stärke             Schumacher       Wiedervereinigung  , Neutralität (keine Blockintegration

Ziele Adenauers:
· Wiedervereinigung durch Politik der Stärke

· Politische Handlungsfreiheit in der Außenpolitik ( Souveränität

· Integration in ein westliches Militärbündnis (Wiederbewaffnung)

Strategie:

Vertrauensgewinn durch

...Zugeständnisse (Land und Kontrollen)

...Kompromissbereitschaft

...Aussöhnung mit Frankreich (wichtig für Integration in Europa)

Schritte / Maßnahmen:

· Petersberger Abkommen 22.11.49

· Montanunion 1952

· Pleven – Plan und Deutschland Vertrag 52 – 54

· Pariser Verträge 1954

· NATO Beitritt ; Wiederbewaffnung 1955

Ein Beispiel für Adenauers vorsichtige und geschickte Integrationspolitik ist das sog Saarstatut:

Ergebnis der Außenpolitik:

Das Ziel der Souveränität und Westintegration wurde erreicht

Teilung wurde zunächst zementiert.

( von Heute aus gesehen ist auch die Wiedervereinigung gelungen

a.) Legen Sie dar welche weltpolitischen Tendenzen der 60er Jahre die die Voraussetzung für die Ostpolitik der Regierung Brandt-Scheel bildeten.

Ende der 50er Jahre war die Deutschlandpolitik in einer Sackgasse, da auch die  Großmächte zwar eine Eskalation  der weltweiten Spannung verhindern wollten, aber keine Ergebnisse erzielten.

Chrutschow: versucht durch Drohungen und Ultimaten einseitige Lösungen des Berlinproblems herbeizuführen.

Westen und Kennedy jedoch: Politik der Stärke.

Beide GM sind aber doch an der Aufrechterhaltung des Status interresiert. Deshalb auch kein Eingreifen als die SU der DDr den Bau der Mauer gestatteten um ein Ausbluten des Oststaats zu verhndern.

Bezüglich Berlin Respektierung der bestenden  Verhältnisse.

Letztes großes Kräftemessen findet 1962 in der Kubakrise statt.  Danach sind die Einflußsphären endgültig abgesteckt. Für die Deutschlandpolitik bedeutet dies Stillstand. Mit den Toten an der Mauer ein unerträglicher zustand.

Ludwig Erhardt : „Politik der kleinen Schritte“, vorsichtige Umorientierung der deutschen Außenpolitik. Abgrenzungspolitik (Hallstein-Doktrin) glaubte man auflockern zu müssen um durch vorsichtige Annäherung an Oststaaten Druck auf DDR.  Egon Bahr: „Annäherung durch Wandel“.  SPD geht Erhardts Politik nicht weit genug. Forderung: direkte Kontakte mit Ostpolitikern.

Erst mit der Bildung der Großen Koalition wird eine neue deutschland- und außenpolitische Konzeption sichtbar. Bekenntnis zur Brückenfunktion  zwischen Ost und West, zur friedlichen Nachbarschaft, vor allem mit der SU und zur Aussöhnung mit der Tchechoslowakei. Beitrag zur Entspannung der erstarrten Ost-West-Beziehung.  In gewisser Weise war dies auch nur ein Nachgeben gegenüber der weltpolitischen Situation die mehr und mehr von Entspannung geprägt war. (Eindämmen der Rüstungskosten,  Verhandlungen in Genf).

Die sozialliberale Koalition vollzieht den endgültigen Wandel der Ost- und Deutschlandpolitik mit dem Ziel einer Friedenssicherung durch Versöhnung und Gewaltverzicht.

b.) Nennen Sie die konkreten außen- und deutschlandpolitischen Ergebnisse dieser Neuorientierung und skizieren Sie die dadurch hervorgerufenen innenpolitiscnen Auseinandersetzungen sowie deren Resultat.

(Beispiele für Entspannungspolitik: SALT, MBFR, KSZE, START, INF. Alle diese Konferenzen hatten als Ziel  Sicherheit in Europa sowie und damit verbunden Abrüstung). 

Willy Brandt sprach in seiner Regierungserklärung als Bundeskanzler der neuen sozialliberalen Koalition zum ersten Mal von „zwei Staaten in Deutschland“ und brach damit offiziell mit der Doktrin von der Nicht-Existenz der DDR. Für Verhandlungen zur Besserung der Lage hatte die Regierung allerdings keinen großen Spielraum, denn die Hallstein-Doktrin war längst kein Druckmittel mehr. Andererseits war der Westen in Berlin leicht erpressbar. 

In der Führung der Verhandlungen mußte die Bundesregierung den Verdacht vermeiden, sie wolle die Ostblock-Staaten gegen die UdSSR und gegeneinander ausspielen. Zunächst mußte daher ein Abkommen mit der sowjetischen Regierung  getroffen werden. Es war Vorrausetzung für die weiteren Verträge mit Polen, der Tschechoslowakei und der DDR.

Im August 1970 wurde der Moskauer Vertrag unterzeichnet. Er beinhaltete als übergeordnetes Ziel einen Beitrag zum Frieden und zur Sicherheit in Europa und in der Welt. Konkretes Ziel war die bilaterale Zusammenarbeit zwischen den Vertragspartnern.   Man einigte sich auf gegenseitigen Gewaltverzicht, Anerkennung der gegenwärtigen Grenzen in Europa  (Oder-Neiße-Grenze), sowie die Achtung der territorialen Integrität.

Am Tage der Unterzeichnung übergab die Bundesregierung der SU  den „Brief zur deutschen Einheit“. Er beinhaltete das Festhalten Bonns an der Wiedervereinigung des deutschen Volkes in freier Selbstbestimmung und den Vorbehalt die im Vertrag garantierten Grenzen friedlich  neu regeln zu können.

Wichtiger als der konkrete Inhalt des Moskauer Vertrags war seine Signalwirkung auf die folgenden deutschland- und ostpolitschen Verträge sowie die bi- und multilateralen Verhandlungen und Verträge.        Warschauer Vertrag (Anerkennung der Oder-Neiße-Grenze)

                 Viermächte Abkommen über Berlin   dann Grundlagenvertrag:

Nennen Sie die wichtigsten Bestimmungen des Grundlagenvertrags, und überprüfen Sie, inwieweit sich die Forderungen der DDR-Regierung und der Bundesrepublik darin niedergeschlagen haben.

· Entwicklung normaler, gutnachbarlicher Beziehungen,        Gleichberechtigung,             Unabhängigkeit, territoriale Integrität, Nichtdiskriminierung,               Wahrung der Menschenrechte                Gewaltverzicht           Unverletzlichkeit der Grenzen               Bemühung um Abrüstun,

· Regelung humanitärer Fragen,           Zusammenarbeit auf den Gebieten der Wirtschaft, der Wissenschaft, des Verkehr, der Kultur, des Sports und des Umweltschutzes           Austausch ständiger Vertretungen       Folgende Forderungen der DDR fanden ihren Niederschlag im Vertrag:                   

·  normale, gleichberechtigte Beziehungen,            Aufgabe des Alleinvertretungsanspruches,

· Gewaltverzicht, territoriale Integrität,

·  Bemühung um Abrüstung

Folgende Forderungen der BRD sind im Vertrag erfüllt, bzw. teilweise erfüllt:

·  Regelung humanitärer Fragen,

·  Zusammenarbeit auf verschiedenen Politikbereichen,

·  Achtung des Selbstbestimmungsrechtes,

 Gewaltverzicht, territoriale Integrität 

Ordnen Sie den Abschluß des Grundlagenvertrages in die geschichtliche Situation der Jahre 1969 bis 73 ein.

Die internationale Situation:
- Die  UdSSR und die Westmächte waren seit der Mitte der 60er Jahre bereit zu einer Politik der Entspannung und zur Durchführung der KSZE. (Initiativen des Warschauer Pakts 67-69, Harmel-Bericht; Signal von Reykjavik).

- die NATO-Ratskonferenz machte die Realisierung der KSZE jedoch von Fortschritten in der deutschen Frage abhängig.

- im Gegensatz zu der damaligen Politik der Bundesrepublik Deutschland waren die amerikanischen Präsidenten seit Kennedy und auch de Gaulle bereit, vom Status quo auszugehen;

- im Viermächteabkommen über Berlin (September 1971) wurde festgelegt, daß die Beziehungen zwischen West-BErlin und der BRD aufrechterhalten und weiterentwickelt werden sollen;

- Die DDR war an einer Intensivierung des innerdeutschen Handels interessiert und deshalb zur Verbesserung der Beziehungen zwischen den beiden Staaten bereit.

Die internationalen Entspannungstendenzen hatten Auswirkungen auf die Politik der BRD.

Die Situation in der BRD:

- Beim Beharren auf dem Alleinvertretunsanspruch und der Hallstein-Doktrin drohte die außenpolitische Isolierung.

- Bereits während der Großen Koalition zwischen CDU und SPD (66-69) erklärte daher die Regierung  Kiesinger Brandt ihr Interesse an  Verhandlungen über die Beziehungen zwischen BRD und der DDR.

- 1969 kam es zur Bildung der Koalition aus SPD und FDP; der Zusammenhalt dieser Koalition war nicht zuletzt von außenpolitischen Erfolgen abhängig.

- SPD und FDP hatten im Wahlkampf 1969 Fortschritte in der Deutschlandpolitk angekündigt.

- Der  Grundlagenvertag wurde eingebettet in die früher abgeschlossenen sog. Ostvertäge (Gewaltverzichtsabkommen mit der UdSSR und mit Polen, 1970) und das Abkommen zwischen Berlin und der DDR über den Reise- und Besuchsverkehr der Bewohner West-Berlins (1971).

- Die Patt-Situation im Deutschen Bundestag hatte 1972 zu dessen Auflösung geführt; dei Neuwahlen brachten den Koalitionsparteien FDP und SPD einen deutlichen Zuwachs an Wählerstimmen; der Grundlagenvertrag konnte deshalb gegen die Stimmen der CDU-CSU-Opposition ratifiziert werden.

- Das Bundesverfassungsgericht hatte 1973 in seinem Urteil den Grundlagenvertrag interpretiert und als Grundgesetz-konform erklärt.

Der Brief zur Einheit zur Einheit der deutschen Nation:

Er besagte, daß der Grundlagenvertrag nicht im Wiederspruch zu dem politischen Ziel der Bundesrepublik Deutschland steht, und daß das deutsche Volk in freier Selbstbestimmung seine Einheit wiedererlangen soll.

Vergleich der Auffasungen zum Nationalbegriff:

Ulbricht.

Ausgangspunkt: historische Realität.                                                           

 Wv. nur unter soz. Vorzeichen

Zwei Staaten und zwei Natione

Nation als Ergebnis gesellsch. Umwälzungen
 Schmid

Ausganbsp.: Willen der M. in beiden T. Deutschl

Wv  durch Bewahrung der Substanz der d. Natio

ein deutsches Volk

Nation als Bewußtsein 

Welche Kontroverse löste die Stalinnote in der Bundesrepublik aus?

Im wesentlichen standen sich zwei Positionen Gegenüber: 

Adenauer: rigorose Ablehnung aus folgenden Gründen:

·  Stalin will mit Neutralität aus Deutschland ein Niemandsland machen (Spielball zwischen den Blöcken),

· Stalin will die Wiederbewaffnung der BRD verhindern, und damit die Westintegration und EVG bzw. NATO-Beitritt;

· Wiedervereinigung nur aus Position der Stärke möglich;

· Stalin will Deutschland, dann Europa in seine Einflußsphäre ziehen um den Kommunismus auszubreiten.

Schumacher und Pazifisten: Eingehen auf die Note aus folgenden Gründen:

· Zementierung der Teilung durch militärischen Anschluß an Westblock verhindere Wiedervereinigung,

· Deshalb Neutralität und Blockfreiheit;

· Brücke bilden zwischen Ost und West, ein friedliches, selbständiges Europa zwischen den Blöcken, weder von SU noch von USA als „Brückenkopf“ im Kalten Krieg mißbrauchen lassen;

· Deutschland nicht zum Kampffeld zwischen den Blöcken machen;

· Westintegration wirtschaftlich bei Neutralität aber nicht militärisch;

· Keine  Chance zum Verhandeln ungenutzt lassen

Nehmen Sie zu dieser Kontroverse Stellung!

Was spricht für die eine und andere Seite?

· Das Stalin die Wiederbewaffnung der BRD verhindern oder verzögern wollte ist sicherlich richtig. In der Praxis oder Umsetzung hätten sich Probleme wegen des unklaren Demokratiebegriffs („freie Wahlen“) östlich- westlich ergeben.

· War Stalin bereit die DDR als sozialistischen Staat aufzugeben?

· Berechtigt ist der Vorwurf, dass die Note überhaupt nicht geprüft wurde und damit unnötig schnell eine Chance vertan  wurde, den Spielraum, den Deutschland hatte, zu erproben.

· Österreich entschied sich 1955 für Neutralität und Blockfreiheit. (ohne unterzugehen).

· Neutralität schließt westeuropäische Integration nicht aus.

· Die BRD wäre nur u. U. weniger attraktiv für die USA gewesen und damit weniger finanziell unterstützt, dafür aber auch weniger abhängig von der USA .

· Es bleibt offen wie groß der Spielraum einer eigenständigen deutschen Politik war, aber es auszuloten hätte man versuchen sollen/können.

· Ob man ein neutrales Deutschland hätte überleben können und Brücke bilden oder nicht ist nur hypothetisch zu erörtern.

· Der Koreakrieg machte die Angst vor dem Kommunismus verständlich, eine Ablehnung der Note, ohne sie zu prüfen, aber nicht notwendig.

· Auseinandersetzung bezüglich des Demokratiebegriffs hätte u.U. das System der SBZ erschüttert, vergleiche Aufstand 1953.

· Man kann auch von Wiedervereinigung 1990 ausgehen – späte, aber doch eindeutige Frucht von Adenauers Politik der Stärke?

· Aber hätten sich vierzig Jahre Teilung Deutschlands und Kalter Krieg zwischen den Supermächten und damit auch zwischen Ost- und Westdeutschland verhindern lassen.

Eine abschließende Beurteilung oder Stellungnahme ist aufgrund des hypothetischen Charakters der Frage nicht möglich.

 Aussage Adenauers "Die Bundesrepublik ist die einzige..."

Bezieht sich auf die Legitimation beider Staten. In Westzonen Demokratie von unten nach oben. Parteien,Kirchen,Gewerkschaften sowie kommunale Politiker von Anfang an an Entwicklung demokratischer Strukturenbeteiligt. Entscheidend aber öffentliche Auseinandersetzung vor der Gründung der BRD und de Wahl zum erstendeutschen BT um politische Grundsatzfragen. Zwar lehnen die Ministerpräsidenten einen Volksentscheid ab,da das deutsche volk als Souverän geteilt ist, aber die Abstimmung in den Länderparlamenten darf als Demokratische Legitimation angesehen werden. Auch Einwand daß Verfassung in wesentlichen Punkten auf Vorgabender Alliierten beruht spricht nicht gegen A. Position da die M. die Grundprinzipien der neuen staatlichenOrdnung als Ausdruck des eigenen Wollens verstanden.

In SBZ gab es abgesehen von den ersten Landtagswahlen 1946 keine freien Wahlen. Diese waren dort nur Akklamationen, der Wähler hatte die von der Einheitspartei vorgelegten Entscheidungen nur zu bestätigen.In einer Volksdemokratie wird die politische Richtung, die staatliche Ordnung nicht legitimiert durch den frei entscheidenden Wähler, sondern durch die Partei die die Interessen des Proletariats definiert und durchsetzt. Adenauer ist also völlig zuzustimmen, allerdings mit der Einschränkung, dass er von einem westlichen Demokratieverständnis aus urteilt.

(Adenauers Ansicht fand Ausdruck in Präambel des Grundgesetzes: Provisorium, Alleinvertretungsanspruch.

 Maßnahmen des Jahres 48 mit denen die Westmächte versuchten   "Westdeutschland erst wirtschaftlich, dann auch politisch wieder auf eigene Füße zu stellen.

 Auf der L. 6.Mächte-Konferenz stimmte zunächst Frankreich der Bildung der Trizone zu. Im April 48 tratendann die drei Westzonen der OEEC bei. Erster Schritt zur Integration Westdeutschlands in das europäischeWirtschaftgefüge.Als Vorraussetzung für die Funktionsfähigkeit der drei Westzonen asl einheitliches Wirtschaftsgebiet undfür den wirksamen Einsatz der Marshall-Plan-Gelder wurde am 10.6.1948 eine Währungsreform durchgeführt.->Schwarzmarkt wird somit sukzsessive hinfällig und die soziale Marktwirtschaft kann ihre Wirkung entfalten.Moralische Wirkung der Luftbrücke, da dieses Engagement die Amerikaner als verläßliche Verbündete auswies.Auf Londoner 6.Mächte-Konferenz wird überdies ein neuer Industrieplan erlassen, der Reparationen und

Demontagen weiter reduziert und eine Aufwärtsbewegung einleitet.Am 1.7.48 übergaben die Westalliierten den deutschen Ministerpräsidenten die Frankfurter Dokumente.Beding-ungen Regierungsform des föderalistischen Typs, Schutz der Rechte der einzelnen Länder, angemessene Zentral-

instanz, Ratifizierung durch Volksabstimmung in den einzelnen Ländern.Bei der Ausführung des Auftrags betonten die Ministerpräsidenten und der Parlamentarische Rat den proviso-rischen Charakter der neuen staatlichen Ordnung. (deshalb auch P.R. und nicht Nationalversammlung, keine

Verfassung sondern ein Grundgesetz.

Zusammenhang zwischen der weltpolitischen Entwicklung und der deutschen Frage in den Jahren 49 bis 55:

Maßgeblich für Gesamtentwicklung:

 Westalliierten müssen erkennen, dass die Kriegsallianz mit der Sowjetunion nicht für den Aufbau der "einen Welt" (Roosevelt) tauglich war, da die SU zielstrebig eine konsequente Sowjetisierung betreibt. (Zerbrechen der Anti-Hitlerkoalition) Gründung der NATO ist der Ausdruck des entschiedenen Abwehrwillens gegenüber jeder weiteren sowjetischen Machtausdehnungsabsicht Die sich auf allen Vier-Mächte-Konferenzen abzeichnende Konfrontation führt schließlich zum "Kalten Krieg" Koreakrieg steigert die Trennung der beiden Machtblöcke.Insbesondere die deutsche Bevölkerung lebte in der Furcht die gleiche Teilungssituation könnte zu einem ähnlichen Schicksal führen.

Diese dominanten Ereignisse führten dazu, dass die Deutschlandpolitik in den Sog di eser globalen Konfrontaton gerät und beide Seiten ihren Besatzungsbereich  in das eigene Lager integrierten.

 BRD:

Am 31.10.49 wird die BRD gleichberechtigtes Mitglied in der OEEC.

Am 22.11.49 verpflichtete sich die BRD der internationalen Ruhrbehörde und dem Europarat beizutreten (asso-

ziierte Mitgliedschaft ab 7.8.1950)

1950 begannen die Vorverhandlungen zur Gründung der Montanunion der die BRD offiziell 52 beitritt.

Adenauer stimmt dem Plevenplan zur Bildung einer westeuropäischen Armee mit deutscher Beteiligung grund-

sätzlich zu.Diese EVG scheitert dann zwar am Wiederstand des französischen Parlaments, aber es folgt unver-

züglich der Aufbau nationaler Truppenkontingente im Rahmen der NATO.

Im Deutschlandvertrag der im Rahmen der Pariser Verträge in Kraft tritt (10.54) erfolgt ein entscheidender

Schritt zur gleichberechtigten Partnerschaft da Deutschland nahezu seine volle Souveränitat wiedererhält.

Mit dem Beitritt zur Nato und zur WEU  der ebenfalls bei den Pariser Verträgen erfolgt ist die Eingliederung

 in den Westen endgültig vollzogen.

VII Die DDR und das Berlin-Problem

1 Entstehung und Entwicklung der DDR

Die Verfassung:

1948/49 wesentliche Veränderungen des politischen Systems, der Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung. Instrument dieser Veränderungen im politischen Bereich: Volkskongreßbewegung. (1. Dezember 47, 2. März 48, 3. Mai 49)

Volksrat: Von SED gesteuert und aus zweitem Volkskongreß hervorgegangen nennt sich am 19.6. 1948: "die berufene Repräsentation für ganz Deutschland". Setzt Ausschuß ein zur Erarbeitung der Richtlinien für die Verfassung der DDR. Richtlinien beziehen sich im wesentlichen auf einen von der SED 1946 ausgearbeiteten Entwurf. Richtlinien durch Volksrat einstimmig angenommen -> Verfassung der DDR existiert.

Entwicklung der Parteien:

Zulassung der Nationaldemokratischen Partei (ehemalige Offiziere, NSDAP-Mitglieder und Bürgerliche) und der Demokratischen Bauernpartei Deutschland (1948). Beide eingegliedert in antifaschistisch-demokratischen Block

Die Veränderung des wirtschaftlichen Systems:

1947/48 Deutsche Wirtschaftskommission setzt zentrale Planwirtschaft und den Ausbau der volkseigenen Industrie durch. "Vereinheitlichung" mittels: Prozesse, Einschüchterung, zwangsweise Verstaatlichung

ab 9. März 1948 konnte DWK verbindliche Verfügungen erlassen: eine Art Vorregierung

Die Konstitutuierung der DDR:

1949: Übergang zur volksdemokratischen Ordnung abgeschlossen

- SED hat Suprematie (uneingeschränkte Machtposition)

- ökonomisch und geselschaftliche Struktur verändert.

Das sind Voraussetzungen für einen eigenen Staat. Ratifizierung durch Wahlen zum dritten Volkskongreß Mai 49, trotz Manipulation nur 66%  dafür.

11.10 Wilhelm Pieck wird Präsident der DDR

12.10 Otto Grotewohl Ministerpräsident (Regierungschef)

Weitere Entwicklung in Grundzügen:

-SMAD wird aufgelöst, dafür "Sowjetische Kontrollkommission", keine massiven Eingriffe mehr

-Verfassung ist: bürgerlich-demokratisch, Gewaltenkonzentration, allgemeine, gleiche, geheime Wahl nach dem Verhältniswahlrecht, Staatsgewalt geht vom Volk aus, Garantie der Grundrechte

-Systematischer Ausbau des Staatsapparats und Besetzung wichtiger Stellen mit SED-Mitgliedern

-Deutsche Volkspolizei -> Kasernierte Volkspolizei (KVP)

-Staatssicherheitsdienst (SSD) mit Organ Ministerium für Staatssicherheit (MfS) an SED gebunden. Aufgabe: Überwachung des öffentlichen Lebens und Ausschaltung der Opposition.

-Wahl zur Volkskammer (=Parlament) am 15.10.1950, nur noch Einheitsliste. Parteienbeteiligung schon vorher festgelegt (SED 25%), 99,72% Ja-Stimmen

-1953 Fünf Länder durch 15 Verwaltungsbezirke ersetzt.

-27.3.1954: DDR erhält "erweiterte Souveränitätsrechte" nach mißlungener Berliner Außenminister-Konferenz

Entwicklung der Besatzungszonen von 1945 bis 1949:

· Nach Krieg werden mehr und mehr Spannungen deutlich.

· SU: Ausdehnung des Machtbereichs

· Roosevelt: One World

· Noch vor Potsdam beginnt die SU mit Sowjetisierung unter Lenkung der SMAD (Befehl Nr.2 zur Bildung und Tätigkeit antifaschistisch-demokratischer Parteien und Gewerkschaften, 14.7. Bildung der Antifa. generell Bevorzugung von Kommunisten z.B KPD)       ​​(    (Dagegen im Westen Kampf um Versorgung im Vordergrund.) 

· Zwangsvereinigung von KPD und SPD zur SED auf Druck der SU.

· Parallel dazu werden Massenorganisationen als Transmissionriemen für die Umgestaltung der Gesellschaft gebildet (FDGB und FDJ). 

· Ohne Verzögerung auch Umgestaltung der Besitzverhältnisse (Bodenreform, Verstaatlichung der Schwer- und Schlüsselindustrie sowie Enteignung der Banken. Sommer  46)

· Entnazifizierung  bewußt zur Umgestaltung der Gesellschaft benutzt (Säuberung der Verwaltung, der Justiz und des Schulwesens )

· Gleichschaltung des kulturellen Lebens

· Eine starke Belastung für den Aufbau in der SBZ waren die Demontagen.

In Westzonen:

· Neuafbau des politischen Lebens von unten nach oben.

· Zum einen weil Westmächte eine pluralistische Gesellschaft und eine Parlamentarische Demokratie installieren wollten

· Zum anderen weil USA nicht gut auf Aufgabe als Besatzungsmacht vorbereitet war.

· Neugründung von Parteien zunächst behindert, erst schnelle Handeln der SU veranlaßt die Zulassung von „Lizensparteien“. Diese werden im Laufe des Jahres 46 aktiv bei den Wahlen der kommunalen Parlamente und der Ausarbeitung der Verfassungsentwürfe für die Länder.

· Auch staatlicher Neuaufbau von unten nach oben.

· Schnell werden kommunale Selbstverwaltungen geschaffen die zusammen mit Besatzungsmächten die schwierigen Probleme der Nachkriegszeit lösen sollten. Sie werden 46 durch Wahlen demokratisch legitimiert.

· Als größere Verwaltungseinheiten entstehen ebenfalls bereits 1945 einige Länder, die schließlich mehr und mehr Kompetenzen erhielten und eigene Verfassungen. 

· Die Prozeße liefen in den Besatzungszonen unterschiedlich schnell ab, je nach Demokratie und Verwaltungstradition der jeweiligen Besatzungsmacht.

Die gesellschaftliche Entwicklung wurde in den Westzonen insgesamt erheblich weniger gesteuert  und beeinflußt als in der SBZ, da die Entnazifizierung hier nicht konsequent als Säuberungsinstrument eingesetzt wurde. Die Gesellschaft konnte sich pluralistischer organisieren, z.B. mit der Gründung freier Gewerkschaften. Verstärkt wurde dies noch durch die unterschiedlichen Vorstellungen und Spielräume in den verschiedenen Zonen.

